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2022 P 22.3010 Referenden zu dringlich erklärten Bundesgesetzen und 

Verhältnis zum Erneuerungsverbot gemäss Artikel 165 Absatz 4 
der Bundesverfassung. Klärungsbedarf 
(Staatspolitische Kommission Nationalrat) 

Eingereichter Text: Der Bundesrat wird beauftragt, in einem Bericht darzulegen, was 
es für Folgen hat, wenn -wie bei der Referendumsabstimmung vom 13. Juni 2021 (Co-
vid-19-Gesetz) – der Ansatz verfolgt wird, dass dringlich erklärte nachträgliche Än-
derungen an einem dringlich erklärten Grunderlass gleichzeitig wie dieser ausser 
Kraft treten, wenn dieser in der Referendumsabstimmung abgelehnt wird. Zu erläu-
tern ist insbesondere das Verhältnis dieses Ansatzes zum Erneuerungsverbot gemäss 
Artikel 165 Absatz 4 BV. Der Bericht soll zudem Lösungen präsentieren, wie die mit 
diesem Ansatz verbundene Rechtsunsicherheit verringert werden kann, und insbeson-
dere darlegen, welche Bestimmungen als vom Grunderlass abhängig und welche als 
unabhängig zu betrachten sind. 

Postulatsbericht vom 15. März 2024 «Referenden zu dringlich erklärten Bundesgeset-
zen und Verhältnis zum Erneuerungsverbot gemäss Artikel 165 Absatz 4 der Bundes-
verfassung». 

Der Bundesrat erachtet das Anliegen des Postulats als erfüllt und beantragt dessen 
Abschreibung.  
Bundesamt für Polizei   
2022 P 21.4598 Auslegeordnung Terrorismus- und Extremismusbekämpfung 

(Min Li Marti) 

Eingereichter Text: Der Bundesrat wird beauftragt, in einem Bericht darzulegen, 
welche Ebenen und Organe für welche Formen von Terrorismus- und Extremismus-
bekämpfung zuständig sind und welche gesetzlichen Grundlagen dafür jeweils gege-
ben sind. Dabei geht es um die Abgrenzung von Zuständigkeiten und Kompetenzen 
beispielsweise von Bundespolizei und kantonalen Polizeien, Bundespolizei und Nach-
richtendienst, sowie zur Strafjustiz. 

Postulatsbericht vom 31. Mai 2024 «Bekämpfung von gewalttätigem Extremismus 
und Terrorismus – Aufgabenteilung zwischen Behörden». 

Der Bundesrat erachtet das Anliegen des Postulats als erfüllt und beantragt dessen 
Abschreibung.   
2022 P 22.3017 Stärkung der Strafverfolgungsbehörden im Bereich der Krypto-

währungen (Sicherheitspolitische Kommission Nationalrat) 

Eingereichter Text: Der Bundesrat wird beauftragt zu prüfen, wie sichergestellt wer-
den kann, dass die Strafverfolgungsbehörden des Bundes sich in enger Zusammen-
arbeit mit den kantonalen Behörden die Technologie beschaffen, die notwendig ist, 
um Kryptowährungen zu analysieren und Transaktionen in Blockchain-Systemen zu-


